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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Walz, Gerster (Mainz), Dr. Lenz (Bergstraße), 
Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Klein (Göttingen), Biechele, 

Dr. h. c. Wagner (Günzburg) und Genossen 


betr. Verbesserung der Kommunikation innerhalb und zwischen den 
Bundesministerien, 

Aufbau von Pianungskapazitäten, 

Effizienz- und Erfolgskontrolle, 

Verbesserung der Kontrolle von Bundesregierung und Bundesverwaltung 
durch Parlament und Öffentlichkeit 


Die Organisation der obersten Bundesbehörden erschwert den 
notwendigen Austausch von Informationen innerhalb und 
zwischen den Bundesministerien. Dieser Mangel kann durch 
das hohe Bildungsniveau der Referenten, Hilfsreferenten und 
Sachbearbeiter nicht ausgeglichen werden. 

Es fehlt in den obersten Bundesbehörden vor allem eine organi- 
satorische Einheit, die selbständig Daten und Informationen 
erhebt und weitergibt. 

Eine Einbeziehung des Parlaments in das Planungsverfahren 
der Exekutive durch Absprachen und Informationen über die 
Planziele, laufende Unterrichtung über die Planerarbeitung und 
eine Beteiligung an der Planaufstellung ist dringend erforder- 
lich. 

Die Öffentlichkeit beurteilt die Effizienz von Regierung und 
Verwaltung danach, ob die sie betreffenden Probleme sach- 
gerecht, rasch und vorausschauend gelöst werden. Die Forde- 
rung nach einer effizienten öffentlichen Verwaltung wird daher 
immer dringlicher gestellt. 

Dazu bedarf es einer ständigen Überprüfung und Kontrolle, in 
welchem Umfang einmal getroffene politische Entscheidungen 
den ursprünglichen Zielsetzungen gerecht werden. 

Jede Bürokratie hat die Tendenz, ihre Aktivitäten wie ihre 
Zielsetzungen und Funktionen so autonom und selbständig wie 
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möglich zu machen. Da zudem die Beamten des höheren Dienstes 
stark am politischen Entscheidungsprozeß beteiligt sind, ist die 
verfassungskonforme Kontrolle der ministeriellen Arbeit durch 
das Parlament und die Öffentlichkeit notwendig, wird jedoch 
in zunehmendem Maße schwieriger und ist oft kaum mehr 
durchsetzbar. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

Was hat die Bundesregierung zur Verbesserung der Kom- 
munikation innerhalb und zwischen den Bundesministerien und 
zum Ausbau der Planung unternommen? 

1. Welche organisatorischen Maßnahmen wurden veranlaßt, 
um die sich aus dem gesellschaftlichen Wandel sowie aus 
technischen, wissenschaflichen und ökonomischen Entwick- 
lungen ergebenden Probleme frühzeitig erkennen und 
rechtzeitig verarbeiten zu können? 

2. Was hat die Bundesregierung zur Verbesserung des in- 
ternen Informationsflusses der Ministerien unternommen, 
um die negativen Folgen von Doppelarbeit, Referats- 
egoismus sowie zufälligen Kompetenzabgrenzungen abzu- 
mildern? 

3. Ist der nach 1970 von der Planungsabteilung des Bundes- 
kanzleramtes unternommene Versuch einer besseren Koor- 
dinierung und Planung der Regierungstätigkeit gescheitert 
und ggf. warum? 

4. Welche konkreten Aufgaben sind der Planungsabteilung 
des Bundeskanzleramtes zur Zeit gestellt? 

5. Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deutschen Bundes- 
tag eine integrierte Aufgaben- und Finanzplanung vorzu- 
legen, aus der die Prioritäten sowie der finanzielle Auf- 
wand für die einzelnen Maßnahmen hervorgeht? 

6. Durch welche sonstigen Aktivitäten ist seit 1970 die Fähig- 
keit von Regierung und Verwaltung verbessert worden, 
zukunftsorientierte, aufeinander abgestimmte, in die Ge- 
samtpolitik eingefügte, ggf, auch ressortübergreifende 
Konzeptionen zu entwickeln, oder sind solche Aktivitäten 
wenigstens eingeleitet, und stehen der Regierung dafür 
Beamte in ausgewogenen Qualifikationen zur Verfügung? 

7. Welche Möglichkeiten und Techniken für eine wirksame 
Rationalisierung der Verwaltung und ihre Erfolgskontrolle 
sind seit 1970 entwickelt worden, und in welchen Einzel- 
fällen wurden sie angewandt (einschließlich Nutzen- 
Kosten-Analysen sowie regelmäßige Aufwands- und Er- 
tragsrechnungen) ? 
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8. Durch welche Maßnahmen und bei welchen Gesetzen, etwa 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes, hat die Bundesregie- 
rung dafür Sorge getragen, daß deren Auswirkungen bei 
der Durchführung erfaßt und rückgekoppelt werden? 

9. Wieviel Datenverarbeitungsanlagen sind zur Zeit in der 
Bundesverwaltung (ohne Bundesbahn und Bundespost) in 
Betrieb? 

a) Bei welchen Dienststellen und für welche konkreten 
Aufgaben sind sie eingesetzt? 

b) Wie hoch ist zur Zeit der Grad der Auslastung der 
Anlagen? 

c) Welche Gründe sind ggf. für die Minderauslastung der 
einzelnen Anlagen maßgebend? 

d) Wieviel neue Planstellen wurden seit dem Haushalts- 
jahr 1970 für den Betrieb von Datenverarbeitungsan- 
lagen in der Bundesverwaltung (ohne Bundesbahn und 
Bundespost) bewilligt? Welche Personaleinsparungen 
stehen ihm in den konkreten Einzelfällen gegenüber? 

10. Ist die Bundesregierung bereit, zur besseren Information 
des Deutschen Bundestages und der deutschen Öffentlich- 
keit, insbesondere im Hinblick auf Planungsprobleme, eine 
generelle Veröffentlichungspflicht für durch öffentliche 
Mittel finanzierte Gutachten und Forschungsvorhaben ein- 
zuführen (zwei Jahre nach Fertigstellung)? 


Bonn, den 16. Juni 1974 


Frau Dr. Walz 

Dr. Gölter 

Gerster (Mainz) 

Dr. Götz 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Haase (Kassel) 

Erhard (Bad Sdiwalbadi) 

Hussing 

Dr. Klein (Göttingen) 

Kiep 

Biediele 

Lampersbach 

Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 

Lenzer 

Frau Benedix 

Link 

Dr. Blüm 

Dr. Miltner 

Böhm (Melsungen) 

Pfeifer 

Dr. Burgbacher 

Picard 

Dreyer 

Sauter (Epfendorf) 

Ey 

Schröder (Lüneburg) 

Dr. Eyridi 

Springorum 

Dr. Freiwald 

Dr. Stavenhagen 

Dr. Früh 

Susset 
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Begründung 

Für ein wirksames System von Konroll- und Planungsmecha- 
nismen fehlen gegenwärtig die personellen und organisatori- 
schen Voraussetzungen. Auch fehlen die Instrumente und 
Methoden, die eine Verpflichtung des Regierungs- und Ver- 
waltungsapparates zu Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit über- 
wachen. Um die entscheidenden Probleme Effizienz, Informa- 
tion, Kommunikation und Kontrolle lösen zu können, bedarf es 
einschneidender Veränderungen in der Struktur von Regie- 
rung und Verwaltung. 

Die Auseinandersetzung und Diskussion um die Reform und 
Neuorientierung der öffentlichen Verwaltung hat sich bisher 
weitgehend unter Ausschluß der Öffentlichkeit abgespielt. Die 
Fraktion der CDU/CSU hält es für notwendig, daß Regierungs- 
und Verwaltungsapparat die erforderlichen personellen und 
sachlichen Voraussetzungen erfüllen, um im Bereich der allge- 
meinen Daseinsvorsorge und des vorausschauenden Planens 
aktiv werden zu können. Die rasch wachsende Zahl von Pro- 
blemen könnte sonst zur akuten Gefahr für unsere Gesellschaft 
und unseren Staat werden, wenn weiterhin nach der Methode 
des „reaktiven Handelns" entschieden wird. 
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